
 
 

 

 

 
 
Zürich, 22. April 2022 
 

 

20.4738 – Mo. «Sozialpartnerschaft vor umstrittenen Eingriffen schützen» 

 

Sehr geehrte Frau Ständerätin, sehr geehrter Herr Ständerat 

 

Am 25. April beraten Sie in der ständerätlichen Kommission für Wirtschaft und Abgaben die Motion Ettlin 

«Sozialpartnerschaft vor umstrittenen Eingriffen schützen» (20.4738). Der Vorstoss verlangt, dass die 

Bestimmungen eines allgemeinverbindlich erklärten Gesamtarbeitsvertrags (ave GAV) zu Mindest-

lohn, 13. Monatslohn und Ferienanspruch wieder anderslautenden Bestimmungen der Kantone vor-

gehen. Bei allen anderen arbeitsrechtlichen Bestimmungen behalten die Kantone das Recht, selbst in 

ave GAV einzugreifen.  

Eine solche Regelung des Vorrangs zwischen kantonalem Recht und vom Bundesrat für allgemeinver-

bindlich erklärten Gesamtarbeitsverträgen ist überfällig. Der vorliegende Vorschlag schafft die notwen-

dige Balance zwischen sozialpartnerschaftlich ausgehandelten und kantonalen arbeitsrechtlichen Best-

immungen. Andernfalls droht das Schweizer Erfolgsmodell der Sozialpartnerschaft infolge kantonaler 

Regelungen mehr und mehr zu erodieren. Daher empfehlen Ihnen die 27 unterzeichnenden Organi-

sationen die Motion dringend zur Annahme.  

   

 

 
Ausgewogenes Paket zwischen Sozialpartnerschaft und Föderalismus 

Die Sozialpartnerschaft und der Föderalismus sind tief verankert in der politischen Kultur. Die Motion 

stellt ein ausgewogenes Gesamtpaket dar, welche beiden Aspekten Rechnung trägt. Die Kantone kön-

nen weiterhin arbeitsrechtliche Bestimmungen erlassen. Nur im Bereich Mindestlohn, 13. Monatslohn 

und Ferienanspruch werden ave GAV von solchen kantonalen Bestimmungen ausgenommen.  

Motion stellt Rechtssicherheit wieder her 

Die Bundesverfassung garantiert, dass der Staat nur dort in den Arbeitsmarkt eingreift, wo eine sozial-

partnerschaftliche Lösung nicht möglich erscheint. Seit einem umstrittenen Bundesgerichtsurteil vom 

21. Juli 2017 ist aber klar, dass kantonale Massnahmen Bestimmungen eines ave GAV aushebeln kön-

nen. Das führt zu juristischen Unklarheiten und Unsicherheiten in den sozialpartnerschaftlichen Ver-

handlungen. Die Annahme der Motion beseitigt die bestehende Rechtsunsicherheit und schafft eine 

ausgewogene Kompromisslösung. 
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Zu hohe kantonale Mindestlöhne würden Arbeitsplätze bedrohen 

Die Schweiz weist im internationalen Vergleich eine relativ tiefe Erwerbslosenquote auf. Die Sozialpart-

nerschaft trägt massgeblich zu diesem Umstand bei. Lohnverhandlungen unter Sozialpartnern ermög-

lichen es, den Realitäten jeder Wirtschaftsbranche angemessene Lösungen auszuarbeiten. Insbeson-

dere Branchen mit tiefen Margen können höhere Lohnkosten kaum tragen. Die Folgen der Covid-19-

Pandemie auf den Arbeitsmarkt verschärfen die Situation nochmals deutlich.   

Eingriffe bei lohnrelevanten Bestimmungen gefährden sozialpartnerschaftliche Lösungen 
Einseitige kantonale Eingriffe, die einzelne lohnrelevante Bestimmungen der ave GAV aushebeln, un-
tergraben die Allgemeinverbindlicherklärungen des Bundesrates. Deshalb ist eine Klärung des Vorrangs 
unumgänglich.  

Darüber hinaus können kantonale Eingriffe die ave GAV als komplexe Gesamtpakete aus dem Gleich-
gewicht bringen und zu einer Fragmentierung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen führen. In der Folge 
werden Sozialpartner vermehrt auf GAV verzichten. Wenn nämlich jeder Kanton an lohnrelevanten 
Bestimmungen der ave GAV Hand anlegt, werden solche Vertragswerke obsolet. Zudem werden Ver-
handlungen zwischen den Sozialpartnern immer öfter ergebnislos bleiben. Dies würde das Ende der 
Sozialpartnerschaft einläuten – mit schwerwiegenden Folgen für den Arbeitsmarkt und den sozialen 
Frieden in der Schweiz.  

Wir bitten Sie, diesem ausgewogenen Kompromiss zuzustimmen, und danken Ihnen für die Be-

rücksichtigung unserer Anliegen und Sorgen.  

Freundliche Grüsse 
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